
Bremerhaven – Der Jurist Andreas Bo-
venschulte ist mit großer Mehrheit zum
neuen Parteivorsitzenden der Bremer
SPD gewählt worden. 198 der 225 De-
legierten stimmten am Samstag auf dem
Landesparteitag in Bremerhaven für
ihn. Es gab 21 Gegenstimmen und sechs
Enthaltungen. Der 44-Jährige löst Uwe
Beckmeyer ab, der nach vier Jahren den
Landesvorsitz abgab. Bovenschulte wird
die SPD nun in die Landtagswahl 2011
führen. Er hatte sich bei einer Mitglieder-
befragung gegen die frühere Europaabge-
ordnete Karin Jöns durchgesetzt. Mit
Blick auf die Landtagswahl 2011 sagte
er: „Wir wollen auf allen Ebenen die mit
Abstand stärkste Partei werden.“ Bei der
Landtagswahl 2007 erzielte die Bremer
SPD mit 36,7 Prozent eines der schlech-
testen Ergebnisse der Nachkriegszeit.
Derzeit führt die SPD dort die einzige
rot-grüne Länderregierung an.  dpa

Berlin – Nach der geplanten Wahl von
Niedersachsens Ministerpräsident Chris-
tian Wulff zum Bundespräsidenten sollte
aus Sicht seines baden-württembergi-
schen Amtskollegen Stefan Mappus (bei-
de CDU) die Parteispitze erneuert wer-
den. „Die Situation bietet die gute Mög-
lichkeit, ungezwungen eine Erneuerung
und Verstärkung der CDU einzuleiten“,
sagte Mappus der Bild am Sonntag. Er
plädierte dafür, Sachsens Ministerpräsi-
dent Stanislaw Tillich (CDU) in eines der
freiwerdenden Ämter als Stellvertreter
der CDU-Vorsitzenden Angela Merkel
zu wählen. Durch den Rückzug von Hes-
sens Ministerpräsident Roland Koch
(CDU) aus der Politik und Wulffs anvi-
sierten Wechsel in das Schloss Bellevue
werden zwei Vizeposten in der
CDU-Spitze frei.  dpa

Hildesheim – Mehrere Tausend Hildes-
heimer Bürger haben am Samstag fried-
lich gegen einen Aufmarsch von Rechts-
extremisten protestiert. Die Polizei
sprach von 2500 Teilnehmern, der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB) von bis
zu 3500. Die Aktion sei ein deutliches Zei-
chen dafür gewesen, dass die Neonazis in
der Stadt nicht willkommen seien, sagte
die Hildesheimer Vorsitzende des Ge-
werkschaftsbundes, Regina Stolte. Der
DGB hatte zusammen mit zahlreichen an-
deren Organisationen und Verbänden zu
der Aktion unter dem Motto „bunt statt
braun“ aufgerufen. Mehr als 600 Neona-
zis waren aus Nord- und Westdeutsch-
land sowie aus den neuen Bundesländern
vorwiegend mit Bussen und der Bahn zu
der angemeldeten Demonstration nach
Hildesheim gekommen. Dort marschier-
ten sie am Nachmittag durch die Nord-
stadt. Dabei durften sie eine von der
Stadt vorgegebene eng begrenzte Route
nicht verlassen. Sie wurden von Polizei-
kräften begleitet. Die Strecke war abge-
sperrt. Um Ausschreitungen zu unterbin-
den und die Gruppen voneinander fern
zu halten, hatte die Polizei insgesamt
2000 Beamte im Einsatz.  dpa

Von Mike Szymanski

München – Der CSU-Vorsitzende Horst
Seehofer hat Überlegungen von Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (ebenfalls CSU) zur Aussetzung der
Wehrpflicht eine Absage erteilt. Dem
Nachrichtenmagazin Spiegel sagte See-
hofer: „Wir können nicht alle paar Mona-
te unsere politischen Entscheidungen ver-
ändern. Das gilt für die Wehrpflicht ge-
nauso wie für die anderen Bereiche.“ Die
CSU werde an der sechsmonatigen Wehr-
pflicht festhalten. Seehofer erklärte:
„Wir sagen ja zur Wehrpflicht, und wir
werden mit unserem Minister sehr einge-
hend über diese Fragen sprechen.“

Das Machtwort aus München kommt
nicht überraschend. Vor allen in der eige-
nen Partei hat Guttenberg mit seinen
Sparvorschlägen bei der Bundeswehr für
Irritationen gesorgt. Im Zuge der Haus-
haltseinsparungen lässt Guttenberg of-

fenbar das Aussetzen der Wehrpflicht so-
wie die Kürzung der Truppenstärke von
250 000 auf 150 000 Soldaten prüfen.
Kleine Kasernen will der Verteidigungs-
minister schließen. Guttenberg verteidig-
te am Sonntag seine Pläne: Der Verteidi-
gungsetat sei seit geraumer Zeit erheb-
lich unterfinanziert. „Wenn jetzt noch
notwendige Einsparungen hinzukom-
men, kommen wir an einschneidenden
Maßnahmen nicht vorbei“, sagte der
CSU-Politiker. „Und alle die, die jetzt
„nein“ und „so nicht“ rufen, müssen sich
fragen lassen, wie denn ihre Alternativen
aussehen. Ein stumpfes „weiter so“ ist si-
cherlich keine.“

Die CSU lehnt es ab, die Wehrpflicht
aus Kostengründen auszusetzen. „Im Er-
gebnis wäre das eine Abschaffung der
Wehrpflicht. Ich sehe aber nicht, dass ei-
ne Berufsarmee die bessere Lösung ist“,
sagte der verteidigungspolitische Spre-
cher der CSU-Landesgruppe, Thomas

Silberhorn. Sicherheitspolitik nach Kas-
senlage zu betreiben sei ein Fehler.

Auf breite Ablehnung stoßen Gutten-
bergs Pläne auch bei bayerischen
CSU–Landespolitikern. Innenminister
Joachim Herrmann sagte: „Die Spardis-
kussion darf kein Anlass sein, die Wehr-

pflicht infrage zu stellen.“ Ähnlich äußer-
te sich auch der CSU-Fraktionschef im
bayerischen Landtag, Georg Schmid:
„Eine kleine Berufsarmee, die zurückge-
zogen in wenigen Kasernen ihren Dienst
macht, ist nicht unsere Vorstellung einer
breit verwurzelten Bundeswehr.“

SPD-Fraktionschef Frank-Walter
Steinmeier forderte die Regierung in der

Welt am Sonntag auf, die Opposition in
die Entscheidungen über die Verteidi-
gungspolitik einzubeziehen.

Unterstützung erhält Guttenberg von
der FDP. Justizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger kündigte an,
sie werde den CSU-Politiker in der Spar-
klausur des Bundeskabinetts „unterstüt-
zen, die Wehrpflicht auszusetzen“. Wer
einerseits Einsparungen fordere und sich
andererseits den notwendigen Struktur-
reformen verweigere, erweise der Bun-
deswehr „einen Bärendienst“, erklärte
auch die sicherheitspolitische Spreche-
rin der FDP-Fraktion, Elke Hoff. Die Li-
beralen wollen die Wehrpflicht abschaf-
fen und die Armee reduzieren. Erst Mitte
Mai hatte die Regierung die umstrittene
Reform der Wehrpflicht auf den Weg ge-
bracht. Nach zähem Ringen verständig-
ten sich Union und FDP darauf, von Juli
an den Wehr- und Zivildienst von neun
auf sechs Monate zu reduzieren.

Der Widerstand ist in Gor-
leben so alt wie die Pläne
für das Endlager selbst.
Vor 30 Jahren räumten
Polizisten das Hüttendorf
„Republik Freies Wend-
land“, das Umweltaktivis-
ten aus Protest gegen das
geplante Atommüll-Endla-
ger gegründet hatten. Eini-
ge Veteranen des
Anti-Atom-Protests haben
inzwischen graue Haare
bekommen. Doch Wider-
stand gegen das mögliche
Endlager gibt es immer
noch. Und es sind junge
Menschen dazugekommen.
Am Samstag kündigten
Demonstranten bei einer
Kundgebung einen „heißen
Herbst“ an. Dann wird der
nächste Castortransport
erwartet. Foto: dpa

Von Klaus Brill

Bleiwäsche – Neun Dörfer, 1500 Einwoh-
ner, zusammen bilden sie eine Gemeinde:
Galenbeck im Landkreis Mecklen-
burg-Strelitz, nordöstlich von Neubran-
denburg gelegen. Es gibt in dieser Kom-
mune keine Schule, keinen Sportplatz
und kein Geschäft. „Da ist überhaupt kei-
ne Infrastruktur“, wie die Soziologie-
Professorin Claudia Neu sagt. Im vorigen
Jahr wurde ein einziges Kind geboren.
„Sie finden all das, was uns als Schreck-
gespenst vor Augen steht“, meint die Wis-
senschaftlerin. Mit einer Studentengrup-
pe hat sie vor einigen Jahren für die Uni-
versität Rostock in Galenbeck die Da-
seinsvorsorge und die Mitwirkung der
Bürger an ihrem Gemeinwesen erforscht,
und sie versteht das traurige Ergebnis als
„einen Ausblick auf eine Gesellschaft,
die sehr stark altert, aber keine Kinder
mehr hat und damit auch ein Stück Vitali-
tät verliert“.

Galenbeck ist nicht die einzige Ge-
meinde in Deutschland, die in solcher
Weise mit dem Niedergang kämpft. Aber
Galenbeck ist auch nicht überall. Das
jedenfalls war der Befund beim diesjähri-
gen Dorfsymposion in Bleiwäsche bei Pa-
derborn, zu dem sich Wissenschaftler
und Planer alle zwei Jahre mit Kommu-

nalpolitikern, Ministerialbeamten und
anderen Experten der Praxis treffen.
Diesmal stand im Fokus das freiwillige
Engagement der Bürger, das bei Politi-
kern jeder Couleur seit einiger Zeit umso
höher im Kurs steht, je drastischer in Ber-
lin und in den Landeshauptstädten die Fi-
nanzmittel der Gemeinden zusammenge-
kürzt werden. Allenthalben ist das hohe
Lied vom Ehrenamt zu hören, in man-
chen Bundesländern sucht man es mit Ra-
battkarten und dem Einsatz von Ehren-
amts-Lotsen zu fördern.

Unter bürgerschaftlicher Partizipa-
tion verstehen Wissenschaftler nicht
mehr nur die Mitwirkung im klassischen
Dorfverein wie der Feuerwehr und dem
Sportclub. Im Dorf ist auch die politi-
sche Betätigung als Ortsvorsteher und
Gemeinderatsmitglied ein Ehrenamt.
Längst sind auch Bürgerinitiativen, die
gegen die politischen Mehrheiten entste-
hen, zum wichtigen Faktor der Gesell-
schaft geworden. Und in jüngster Zeit
sind vielerorts auch Fördervereine ent-
standen, die sich gleich die Gesamtent-
wicklung eines Dorfes zur Aufgabe ma-
chen. Dabei dominiert nicht mehr die le-
benslange Bindung. „Es geht eher um

projektbezogene, geographisch passge-
naue Angelegenheiten“, sagt die Profes-
sorin Claudia Neu, die heute an der Hoch-
schule Niederrhein in Mönchengladbach
lehrt.

Die Bereitschaft zum Engagement ha-
ben die Bürger durchaus in ganz Deutsch-
land, wie jüngste Umfragen ergaben. Vor
allem bei Jugendlichen, Alten, Frauen

und Migranten schlummert ein unent-
decktes großes Potential. Auch in Galen-
beck erklärten zahlreiche Einwohner
sich bereit, öffentliche Anlagen zu pfle-
gen, ältere Menschen mit dem Auto zu
fahren oder bei Festen mitzuhelfen.

Anderswo haben Dorfgemeinschaften
oder einzelne Bürgergruppen bereits ein
Niveau an Gemeinschaftsgeist erreicht,
das geradezu unglaubliche Leistungen er-
laubt, auch in Mecklenburg-Vorpom-

mern. Im kleinen Lüchow bei Rostock,
das im Jahr 2000 nur noch fünf Einwoh-
ner hatte, allesamt Rentner, hat der
Architekt Johannes Liess zusammen mit
Geschwistern und Freunden aus dem
Nichts einen Dorfverein gegründet, dann
einen Dorfladen, eine Schule und ein
Dorfgemeinschaftshaus gebaut. Die Ein-
wohnerzahl ist wieder auf 42 gestiegen,

davon die Hälfte Kinder. Es ging nur mit
Spenden, Fördergeldern und leiden-
schaftlichem Einsatz – auch gegen die
Bremsmanöver mancher Bürokraten.

Erfolge sind auch aus anderen Teilen
der Republik zu melden. In Altusried im
Allgäu bauten Bürger, unterstützt durch
das EU-Förderprogramm Leader plus
für den ländlichen Raum, eine Hängebrü-
cke über die Iller. Es flossen Investitio-
nen von 5,6 Millionen Euro. In Langen-

feld in Mittelfranken schufen sich die
Bürger, vom Bürgermeister angeführt
und befeuert, in einer alten Scheune ein
Mehrgenerationen-Haus als Begegnungs-
stätte. Darin befinden sich ein Tages-
café, ein Bürgerbüro, ein Veranstaltungs-
raum und diverse andere Räume, die in-
zwischen von Menschen aller Generatio-
nen genutzt werden. Senioren und Schul-
kinder bekommen täglich für vier Euro
ein Mittagessen. Es gibt auch Zugang
zum Internet, die Wärme liefert ein klei-
nes Blockheizkraftwerk.

In diesem wie in anderen Fällen waren
die direkte Einbeziehung der Bürger und
die Organisation des Projekts als fort-
schreitender Prozess von ausschlagge-
bender Bedeutung. Wichtig war auch,
dass Langenfeld mit seinen 1038 Einwoh-
nern noch eine eigenständige Kommune
mit eigener Finanzhoheit ist. Ginge sie in
einer größeren Einheit auf, wie das tau-
senden Dörfern bei den Gebietsreformen
in anderen Bundesländern aufgezwun-

gen wurde, „dann sind solche Gemein-
den wie unsere tot“, sagt Wolfgang Rück-
ert, der stellvertretende Bürgermeister
von Langendorf.

Größtmögliche kommunale Freiheit
war auch die Voraussetzung für das fast
schon legendäre Modell der Bürgerbetei-
ligung in der oberbayerischen Gemeinde
Weyarn, 3500 Einwohner groß, etwa 30
Kilometer südlich von München gelegen.
Seit 17 Jahren wird dort „der Weg zur
Bürgergesellschaft“ geprobt, wie Bürger-
meister Michael Pelzer sagt. Bürger wir-
ken in Weyarn in Bürgerwerkstätten mit,
schieben Projekte an, unterstützen und
kontrollieren die gewählten Kommunal-
politiker, begleitet von Forschern und
Planern. Professionalisierung, totale
Transparenz und gute Koordination sind
dabei unerlässlich. Am Anfang stand ei-
ne eineinhalbjährige Bestandsaufnahme
dessen, was Weyarn ist und will. Und
Weyarn wollte nicht in den suburbanen
Sog von München geraten, sondern woll-
te den Erhalt der ländlichen Identität
und Lebensqualität. So wurden unter an-
derem ein großer Autohof verhindert, ein
Dorfladen gegründet, die Dorfstraße um-
gestaltet, eine Dorfchronik herausge-
geben, ein Kindergemeinderat gegründet
und eine Bibliothek geplant. In Weyarn
ist das dort entwickelte Modell der Bür-
gerbeteiligung in der Hauptsatzung der
Kommune festgehalten, es hat also kom-
munalen Verfassungsrang. Das Modell
ist kopierbar, wie Bürgermeister Pelzer
meint. „Es geht nicht nur in Bayern“.

Hannover – In sieben Bundesländern ist
trotz Anbauverbots mit „Genmais“ ver-
unreinigter Mais ausgesät worden. Das
niedersächsische Landwirtschaftsminis-
terium bestätigte am Sonntag entspre-
chende Recherchen der Umweltschutz-
organisation Greenpeace. „Es handelt
sich hier um den bisher größten Gentech-
nik-Saatgut-Skandal in Deutschland“,
sagte Greenpeace-Landwirtschaftsex-
perte Alexander Hissting. Betroffen sind
laut niedersächsischem Umweltministe-
rium Händler in Baden-Württemberg,
Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein. Greenpeace hatte zunächst nur
von fünf Bundesländern berichtet.

Das Umweltministerium gab an, die
Daten am Freitag an die anderen Länder
weitergegeben zu haben. Die jeweiligen
Behörden müssen nun ihrerseits die örtli-
chen Händler und deren Abnehmer, also
die Landwirte, informieren. Das Saatgut
stammt von einer Firma aus Buxtehude.
Das Landwirtschaftsministerium habe
bereits Anfang März von der Verunreini-
gung erfahren, kritisierte Greenpeace.
Die Ergebnisse seien aber erst Ende
April an das Umweltministerium weiter-
gegeben worden, das für die Information
der Landwirte zuständig ist.

Das kontaminierte Saatgut wurde
nach Greenpeace-Recherchen auf einer
Fläche von 300 Hektar ausgesät. Der Gen-
mais-Anteil betrage bis zu 0,1 Prozent.
Dies bedeute, dass auf einem Hektar et-
wa 100 gentechnisch veränderte Pflan-
zen wachsen. Der bereits gepflanzte
Mais muss nun vernichtet werden. Selbst
wenn er weiter angebaut und geerntet
worden wäre, wäre dies laut Hahne unbe-
denklich gewesen: „Eine Gefährdung
der Verbraucher steht nicht zur Diskus-
sion.“ In den USA etwa werde die Gen-
mais-Sorte angebaut und es gebe keine
Studien, die Gesundheitsgefahren beleg-
ten. Das sieht Hissting anders: Tierversu-
che hätten eine signifikante Verände-
rung der Blutwerte von Leber und Niere
gezeigt. Als „Genmais“ wird Mais be-
zeichnet, dessen Erbgut im Labor verän-
dert wurde. Dabei werden etwa bestimm-
te Gene aus anderen Organismen einge-
schleust, die zum Beispiel die Abwehr
von Schädlingen erleichtern sollen.  dpa

Umbau in der CDU-Führung

Neuer SPD-Chef in Bremen

Demo gegen Neonazis

Berlin – Die Bundesregierung plant nach
einer Zusammenstellung des Bundes der
Steuerzahler trotz der Finanzkrise für
Beamte Einkommenssteigerungen in Hö-
he von fast fünf Prozent. Der Bundestag
werde am Donnerstag über einen Gesetz-
entwurf zur Erhöhung der Bezüge für
Beamte und Pensionäre um 2,1 Prozent
bis Mitte 2011 beraten, sagte der Ge-
schäftsführer der Steuerzahler-Bundes,
Reiner Holznagel, der Bild am Sonntag.
Zudem verdoppelten sich die Sonderzah-
lungen für die Bundesbeamten. Insge-
samt mache dies für die mehr als 300 000
Bundesbeamten, Richter und Zeitsolda-
ten in anderthalb Jahren eine „unverant-
wortliche Gehaltssteigerung“ von
4,6 Prozent aus. Den Steuerzahler werde
dies bis Ende 2012 etwa eine Milliarde
Euro kosten.  AFP

München – Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière (CDU) will die Ergebnis-
se der jüngsten Studie zur Gewaltbereit-
schaft unter muslimischen Jugendlichen
zum Thema in der Deutschen Islamkonfe-
renz machen. Die Resultate der Untersu-
chung werden „die notwendige Grundla-
ge für die weitere wissenschaftliche Dis-
kussion dieser Forschungsergebnisse –
auch in der Islamkonferenz – bilden“,
sagte de Maizière am Sonntag der Süd-
deutschen Zeitung. In der Islamkonfe-
renz treffen sich Vertreter aus Bund, Län-
der und Gemeinden mit den Spitzen mus-
limischer Religionsverbände sowie unab-
hängigen muslimischen und weltlich
orientierten Persönlichkeiten. Der Minis-
ter sprach von „beachtenswerten, weiter-
führenden Befunden“. Das Bundesinnen-
ministerium hatte die Untersuchung fi-
nanziert.

Die Studie des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen hatte er-
geben, dass junge, männliche Muslime
umso weniger integriert und umso ge-
walttätiger sind, je gläubiger sie sind.
Der federführende Autor der Studie, In-
stitutsdirektor Christian Pfeiffer, macht
hierfür vor allem eine unter diesen Ju-
gendlichen verbreitete Machokultur ver-
antwortlich. Diese werde durch eine re-
aktionäre Auslegung ihrer Religion, vor
allem durch Imame aus dem Ausland, ge-
fördert. „Das ist kein Problem des Islam,
sondern der Vermittlung des Islam“, be-
tonte Pfeiffer. Imame sollten in Deutsch-
land deshalb nur arbeiten dürfen, wenn
sie die deutsche Sprache beherrschten,
Kenntnisse der deutschen Kultur haben
und die im Grundgesetz verankerte
Gleichberechtigung von Mann und Frau
akzeptierten. Andernfalls müsse ihnen
die Einreise verweigert werden. Auch
Niedersachsens Sozialministerin Aygül
Özkan sieht in den Imamen das Problem.

Der Sprecher des Koordinationsrates
der Muslime, Ali Kizilkaya sagte hin-
gegen, die Studien-Ergebnisse stimmten
nicht mit seinen persönlichen Erfahrun-
gen überein. „Im Gegenteil: Je frommer
die Jugendlichen sind, desto friedlicher
schätze ich sie ein.“ Es sei auffällig, dass
derartige Thesen „rechtzeitig zu einer Is-
lamkonferenz kommen, die wenig zur In-
tegration beiträgt“, sagte er. Der Koordi-
nationsrat ist der Zusammenschluss der
vier großen muslimischen Dachverbände
in Deutschland. Zwei von ihnen waren
kürzlich aus der Islamkonferenz ausge-
treten.  Roland Preuß

Seehofer beharrt auf Wehrpflicht
Der CSU-Vorsitzende blockiert Pläne von Verteidigungsminister zu Guttenberg

Ewiger
Protest

Mainz – Mit ihren Vorstandssprechern
Eveline Lemke und Daniel Köbler an der
Spitze ziehen die rheinland-pfälzischen
Grünen in den Landtagswahlkampf.
Lemke wurde auf einem Parteitag am
Wochenende mit 82,5 Prozent der Stim-
men zum Spitzenkandidaten gewählt,
Köbler erhielt 66, 3 Prozent. Die Grünen
streben bei der Wahl im März nächsten
Jahres den Wiedereinzug in den Mainzer
Landtag an. Vor fünf Jahren waren sie
mit 4,6 Prozent der Wählerstimmen an
der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert. Die
beiden Spitzenkandidaten warfen der al-
leinregierenden SPD unter Ministerpräsi-
dent Kurt Beck Selbstgefälligkeit und Gi-
gantismus vor. Als Beispiele nannten sie
die Affäre um den zum Freizeitpark aus-
gebauten Nürburgring und die geplante
Brücke im Mittelrheintal.  apn

Heppenheim – Der neu gewählte Vor-
standsvorsitzende der Odenwaldschule
in Hessen, Michael Frenzel, will Lehrer,
die eng mit Schülern zusammenarbeiten
künftig strenger kontrollieren. Zwar wol-
le er an der Odenwaldschule das Prinzip
der sogenannten Familien beibehalten,
in denen die Schüler organisiert sind. Er
plädiere aber dafür, dass die Familien-
oberhäupter „verheiratet oder zumin-
dest liiert“ sein müssten und mit ihrem
Partner gemeinsam dort leben, sagte
Frenzel dem Focus. Dies garantiere „eine
zusätzliche Kontrolle“. Zudem sollten
bei homosexuellen Mitarbeitern gegebe-
nenfalls Gutachten erstellt werden, ob
ein Hang zur Pädophilie bestünde. „De-
saströse Strukturen“ hätten den sexuel-
len Missbrauch von mehr als 50 Schülern
durch ihre Lehrer „erst ermöglicht.“ ddp

Genmais
illegal angebaut
Verunreinigtes Saatgut in

sieben Bundesländern

Mehr Geld für Beamte

Islamkonferenz soll
Studie auswerten

Gemeinsam gegen den Niedergang
Engagierte Bürger kämpfen für die Wiederbelebung fast verlassener Dörfer – mit oft erstaunlichem Erfolg

Grüne Spitzenkandidaten

Sexual-Zeugnis für Lehrer
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Ein Kolben des umstrittenen genmani-
pulierten Mais.  Foto: AP

Inland

Im Ort Lüchow bei Rostock
lebten nur noch fünf Menschen

– jetzt sind es wieder 42.

Im vergangenen Jahr
wurde in Galenbeck

ein einziges Kind geboren.

Die Liberalen fordern
die Abschaffung

des Wehrdienstes.

PKV – Die gesunde Versicherung.

Lieber versichert 
als verwaltet.
Viele Menschen wünschen sich für ihre Gesundheit mehr Leistung und 
weniger Bürokratie. In der privaten Krankenversicherung bestimmen 
die Kunden selbst über ihren Versicherungsschutz – und nicht die Politik. 
Ihr Vertrag sichert freie Arztwahl und einen unkündbaren Leistungs-
katalog – medizinischer Fortschritt inklusive. Kein Wunder, dass sich viel 
mehr Bürger privat versichern wollen, als der Gesetzgeber bisher zulässt. 
www.gesunde-versicherung.de


